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Antrag 
der Abgeordneten Franz Schindler, Horst Arnold, Florian 
Ritter, Hans-Ulrich Pfaffmann, Christa Steiger, Angeli-
ka Weikert, Stefan Schuster, Markus Rinderspacher 
SPD 

Rehabilitierung der nach 1945 in beiden deutschen 
Staaten wegen einvernehmlicher homosexueller Hand-
lungen Verurteilten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebe-
ne für Maßnahmen zur Rehabilitierung und Unterstützung 
der nach 1945 in beiden deutschen Staaten wegen einver-
nehmlicher homosexueller Handlungen Verurteilten einzu-
setzen. 

 

Begründung: 
In der Bundesrepublik Deutschland galt die von den Nationalsozi-
alisten 1935 verschärfte Gesetzgebung zur strafrechtlichen Verfol-
gung homosexueller Handlungen (§ 175 und § 175a StGB) bis zur 
Strafrechtsreform von 1969 weiterhin fort. Demnach waren sämt-
liche sexuellen Handlungen, einschließlich erotisch interpretierba-
rer Annäherungen, unter Männern strafbar. Darüber hinaus bestan-
den bis zur endgültigen Abschaffung des § 175 StGB am 31. Mai 
1994 unterschiedliche strafrechtliche Schutzaltersgrenzen für ho-
mo- und heterosexuelle Handlungen. 
In der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) kehrte man 
nach einem Urteil des Obersten Gerichts 1950 zu der vor-national-
sozialistischen Fassung des § 175 StGB zurück. Dies bedeutete, 
dass beischlafsähnliche homosexuelle Handlungen bestraft wur-
den. Mit dem Inkrafttreten des neuen Strafgesetzbuches der DDR 
am 1. Juli 1968 waren einvernehmliche sexuelle Handlungen 
zwischen erwachsenen Männern nicht mehr strafbar, doch bestan-
den auch hier nach § 151 StGB (DDR) weiterhin unterschiedliche 
Schutzaltersgrenzen für homo- und heterosexuelle Handlungen. 
In der Bundesrepublik Deutschland lag die Zahl der Verurteilun-
gen bis zur Strafrechtsreform 1969 bei ca. 50.000. Für das Gebiet 
der DDR sind Fallzahlen schwer zu ermitteln; als nachgewiesen 
angesehen werden können 1.292 Verurteilungen in den Jahren 
1946 bis 1959. 
Als besondere Härte muss den Betroffenen erschienen sein, dass 
in der Bundesrepublik die unter nationalsozialistischer Herrschaft 
1935 verschärfte Fassung des § 175 StGB aufrechterhalten wurde 
und sich somit nationalsozialistisches Unrecht über den Bestand 
des von den Nationalsozialisten errichteten Unrechtsstaats in der 
Bundesrepublik perpetuierte. In beiden Teilen Deutschlands 
herrschte zumindest bis 1968 bzw. 1969 durch die Kriminalisie-
rung der Homosexualität ein Klima, das homosexuelle Menschen 
diskriminierte, diese gesellschaftlich ausgrenzte, sie dadurch oft-
mals ins berufliche und soziale Abseits gedrängt und in ihrer Per-
sönlichkeit massiv eingeschränkt wurden. 

Am 7. Dezember 2000 brachte der Bundestag im Zusammenhang 
mit der Debatte um die Ergänzung des Gesetzes zur Aufhebung 
nationalsozialistischer Unrechtsurteile in der Strafrechtspflege in 
einer einstimmig mit den Stimmen aller Fraktionen verabschiede-
ten Resolution sein Bedauern über das durch die Homosexuellen-
verfolgung in beiden Teilen Deutschlands erfolgte Unrecht zum 
Ausdruck. Die Verschärfung des § 175 des Reichsstrafgesetzbu-
ches (RStGB) im Jahre 1935 wird als Ausdruck nationalsozialisti-
schen Gedankenguts anerkannt und betont, dass die nach 1945 
weiter bestehende Strafdrohung eine Verletzung der Menschen-
würde homosexueller Bürger darstellte. Mit der Ergänzung des 
Gesetzes zur Aufhebung nationalsozialistischer Unrechtsurteile in 
der Strafrechtspflege vom 23. Juli 2002 (NS-AufhÄndG, BGBl. I 
2714) wurden pauschal diejenigen Urteile aufgehoben, die unter 
nationalsozialistischer Herrschaft nach den §§ 175 und 175a Nr. 4 
RStGB ergangen waren. Darüber hinaus erfolgte am 1. September 
2004 eine Änderung der „Richtlinien der Bundesregierung über 
Härteleistungen an Opfer von nationalsozialistischen Unrechts-
maßnahmen im Rahmen des Allgemeinen Kriegsfolgengesetztes 
(AKG) vom 7. März 1988“. Damit wurden auch Personen, die 
nach § 175 und § 175a Nr. 4 RStGB verurteilt worden waren, in 
die Lage versetzt, einen Anspruch auf Entschädigung geltend 
machen zu können. 
Im Ergebnis führte diese Politik zu einem Widerspruch. Wer im 
Nationalsozialismus nach den §§ 175, 175a Nr. 4 RStGB verurteilt 
wurde, ist rehabilitiert und hat unter Umständen das Recht auf ei-
ne materielle Entschädigung durch die Bundesrepublik als Nach-
folgestaat. Wer dagegen später wegen der identisch gefassten 
Strafrechtsparagraphen verurteilt wurde, ist nicht rehabilitiert und 
kann keine Haftentschädigung geltend machen. 
Der Beschluss des Bundestages aus dem Jahr 2000 darf nicht als 
bloße Deklaration ohne Konsequenzen bleiben. Die historische 
Forschung hat zwischenzeitlich belegt, dass es sich bei der NS-
Fassung der §§ 175 und 175a StGB um nationalsozialistisches Un-
recht handelte und die Paragraphen somit nicht vom Gesetzgeber 
der Bundesrepublik hätte übernommen werden dürfen. Auch wäre 
die Bestrafung einvernehmlicher homosexueller Handlungen 
schon zur damaligen Zeit als Verstoß gegen Art. 1 Abs. 1 GG 
(Würde des Menschen) und Art. 2 Abs. 1 GG (freie Entfaltung der 
Persönlichkeit) zu werten gewesen. 
Das Land Berlin hat einen Antrag auf „Entschließung des Bundes-
rates für Maßnahmen zur Rehabilitierung und Unterstützung der 
nach 1945 in beiden deutschen Staaten wegen einvernehmlicher 
homosexueller Handlungen Verurteilten“ eingebracht (Drucksache 
241/12), der am 30. Mai 2012 im Rechtsausschuss (Federführung) 
und am 31. Mai 2012 im Ausschuss für Familie und Senioren 
(Mitberatung) beraten wurde. Über den Antrag wurde in der 
897. Sitzung des Bundesrats am 15. Juni 2012 entschieden. Der 
Entschließungsantrag zielt darauf ab, die Bundesregierung aufzu-
fordern, Maßnahmen zur Rehablitierung und Unterstützung für die 
nach dem Jahr 1945 in der Bundesrepublik Deutschland und in der 
ehemaligen DDR wegen einvernehmlicher homosexueller Hand-
lungen Verurteilten vorzuschlagen. 
Unterstützt wird das Anliegen der Rehabilitierung auch durch die 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschen-
rechte (EGMR). In zahlreichen Urteilen macht der EGMR seit 
1981 deutlich, dass eine Gesetzgebung, die homosexuelle Hand-
lungen unter Strafe stellt, menschenverachtend ist, da den Betrof-
fenen ein entscheidender Teil ihrer Persönlichkeit abgesprochen 
wird. 
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